
hebungsklage bilden kann, hat das Bezirksgericht zutref­
fend erkannt. Gleiches trifft auch auf den zwischen den 
Prozeßparteien bestehenden Streitpunkt über die Höhe des 
Wassergeldes zu. Diese Fragen bedürfen deshalb keiner 
weiteren Erörterung.
Aufklärungsbedürftig ist aber die Sache noch unter folgen­
dem Gesichtspunkt: Von seiten des Klägers wurde vor den 
Instanzgerichten und erneut im Kassationsverfahren vor­
getragen, daß er auf Grund seines angegriffenen Gesund­
heitszustandes einer besonderen Rücksichtnahme bedürfe 
und Aufregungen sowie nervliche Belastungen im Inter­
esse seiner Gesundheit und seiner Arbeitsfähigkeit meiden 
müsse. Dies ist auch in einer von der Arbeitsstelle des 
Klägers gefertigten Beurteilung bestätigt worden. Es sind 
dazu jedoch keine näheren Feststellungen, insbesondere 
durch Einholung einer ärztlichen Stellungnahme, getroffen' 
worden. Das ist nachzuholen, denn daraus können sich hö­
here Anforderungen an das Verhalten der Verklagten und 
ihres Sohnes in bezug auf das Zusammenleben mit den 
Klägern ergeben. Unter Einbeziehung dieses Gesichts­
punktes kann womöglich die Beurteilung gerechtfertigt 
sein, daß — exakte Feststellungen zum Umfang und zu 
den Umständen der Beleidigungen vorausgesetzt — die von 
den Klägern im Verfahren behaupteten Äußerungen doch 
so schwerwiegende Auswirkungen haben, daß den Klägern 
ein weiteres Zusammenleben mit der Verklagten auf die 
Dauer nicht mehr zuzumuten wäre.
Soweit die erneute Verhandlung einen solchen Sachverhalt 
ergibt, sollte jedoch — soweit die ärztliche Beurteilung dem 
nicht entgegensteht — zunächst von der Möglichkeit der 
Aussetzung des Verfahrens Gebrauch gemacht werden, um 
der Verklagten und ihrem Sohn Gelegenheit zu geben, ihr 
Verhalten zu ändern und unter Beweis zu stellen, daß sie 
die ihr durch die Schiedskommissionsmitglieder am 30. Juni 
1976 bereits gegebenen Hinweise, Beleidigungen der Klä­
ger zu unterlassen, auch einhält.
Im übrigen ist in verfahrensrechtlicher Hinsicht noch auf 
folgendes hinzuweisen:
Das Bezirksgericht hat dem Klageantrag entsprechend le­
diglich die Aufhebung des Mietverhältnisses ausgesprochen. 
In einem derartigen auf Mietaufhebung gerichteten Ver­
fahren ist jedoch im Interesse der umfassenden Klärung 
der in immittelbarem Zusammenhang damit stehenden An­
sprüche regelmäßig zugleich über die Räumung und Her­
ausgabe der Wohnung zu entscheiden (§ 123 Abs. 2 ZGB).
Das Bezirksgericht hätte die Kläger daher gemäß § 2 Abs. 3 
ZPO auf eine dementsprechende Antragstellung hinweisen 
müssen (vgl. OG, Urteil von 14. Mai 1976 — 2 OZK 4/76 — 
NJ 1976 S. 437). Falls die Kläger trotz eines derartigen Hin­
weises eine solche Antragstellung unterlassen hätten, wäre 
das im Protokoll zu vermerken gewesen. §§

§§ 148,151 Abs. 3 ZGB.

Steht die wesentliche Verschlechterung einer Ware i. S. 
des §151 Abs. 3 ZGB (hier: Tragefalten an einem Winter­
mantel) in direktem Zusammenhang mit dem Mangel der 
Ware (hier: zu geringe Widerstandsfähigkeit und Reibe­
beanspruchung des für den Mantel verwendeten Materials), 
dann kann der Käufer nicht auf die Garantieansprüche der 
Nachbesserung oder der Preisminderung verwiesen wer­
den, wenn er Preisrückzahlung geltend macht.
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Das Kreisgericht hat auf Antrag des Klägers die Verklagte 
verpflichtet, an den Kläger gegen Rückgabe eines Damen­
wintermantels den dafür entrichteten Kaufpreis von 650 M 
zurückzuzahlen. Zur Begründung hat es ausgeführt: Es sei 
festgestellt worden, daß sich an dem in einer Verkaufsstelle 
der Verklagten erworbenen Mantel (Wildlederimitation) 
bereits nach viermonatigem Gebrauch erhebliche Abnut­
zungserscheinungen (Abscheuerungen) ergeben hätten,, die 
auf einer zu geringen Widerstandsfähigkeit des verarbeite­

ten Materials gegen Reibebeanspruchung beruhten. Durch 
diese Abnutzung sei das Erscheinungsbild des Mantels so 
beeinträchtigt, daß darin ein Qualitätsmangel erblickt wer­
den müsse, der durch Nachbesserung nicht behoben werden 
könne. Die von der Verklagten angebotene Kaufpreismin­
derung sei dem Kläger nicht zumutbar, da das Erzeugnis 
für den vorgesehenen Verwendungszweck auch nicht be­
dingt tauglich sei. Die am Mantel vorhandenen Tragefalten 
seien Folgen eines normalen Gebrauchs, jedoch keine we­
sentliche Verschlechterung der Sache i. S. des § 151 Abs. 3 
ZGB.
Gegen dieses Urteil hat die Verklagte Berufung eingelegt 
Sie hat beantragt, das Urteil aufzuheben und die Klage ab­
zuweisen, soweit mehr als 300 M gefordert werden. Die 
Verklagte hat dazu vorgetragen, daß imabhängig von dem 
am Mantel tatsächlich vorhandenen Mangel eine sichtbare 
Verschlechterung des Gebrauchswerts eingetreten sei, die 
den Ausschluß der Ersatzlieferung und statt dessen die An­
wendung einer Preisminderung rechtfertige.
Die Berufung der Verklagten hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Durch das in erster Instanz beigezogene Gutachten des 
Amtes für Standardisierung, Meßwesen und Warenprüfung 
(ASMW) ist bewiesen, daß der vom Kläger in einer Ver­
kaufseinrichtung der Verklagten erworbene Damenwin­
termantel mit einem Mangel i. S. des § 148 ZGB behaftet 
ist.
Gegen diese Feststellung wendet sich die Verklagte mit 
ihrer Berufung nicht. Es geht ihr vielmehr um die Frage, 
ob unabhängig von idem Mangel, der in einer für den Ver­
wendungszweck des Stoffes zu geringen Widerstandsfähig­
keit und Reibebeanspruchung besteht, durch den Gebrauch 
des Mantels eine wesentliche Verschlechterung i. S. des 
§ 151 Abs. 3 ZGB eingetreten ist, so daß der Kläger Er­
satzlieferung und Preisrückzahlung nicht mehr verlangen 
kann. Die Verklagte sieht eine solche wesentliche Ver­
schlechterung darin, daß sich durch den viermonatigen Ge­
brauch am Mantel Tragefalten gebildet haben.
Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß bei einem Garan­
tiefall dem Käufer die Wahl unter den einzelnen Garantie­
ansprüchen zusteht. Zutreffend weist die Verklagte in die­
sem Zusammenhang aber darauf hin, daß sich die Ver­
tragspartner möglichst auf einen solchen Garantieanspruch 
einigen sollen, der unter Berücksichtigung der konkreten 
Interessenlage die günstigsten Auswirkungen für beide 
Partner bietet. Hieraus folgt, daß es sowohl aus der Sicht 
der persönlichen Interessen des Käufers als auch unter 
volkswirtschaftlichen Aspekten wichtig ist, daß Käufer und 
Verkäufer ihre Verantwortung für die Wahl des den kon­
kreten Umständen nach optimalen Garantieanspruchs wahr­
nehmen. Wenn — wie im vorliegenden Fall — eine solche 
Übereinkunft nicht zu erzielen ist, erlangen die oben ge­
nannten Erwägungen bei der Prüfung der Voraussetzungen 
des § 152 Abs. 1 ZGB (Vorrangigkeit der Nachbesserung) 
und des § 151 Abs. 3 ZGB (Ausschluß der Ersatzlieferung 
und Preisrückzahlung bei wesentlicher Verschlechterung 
der Ware) unmittelbare Bedeutung.
Eine Nachbesserung i. S. des § 152 ZGB ist wegen der Be­
schaffenheit des Mangels in der vorliegenden Sache nicht 
möglich. Aber auch § 151 Abs. 3 ZGB kann im gegebenen 
Fall nicht angewendet werden. Die am Mantel vorhande­
nen Tragefalten werden im eingangs erwähnten Gutachten 
des ASMW als den Auswirkungen der Abscheuerungen 
untergeordnet und noch vertretbar bezeichnet. Von der 
Richtigkeit dieser Feststellung hat sich der Senat auf Grund 
eigener Anschauung überzeugt.
Selbst wenn aber die vorhandenen Tragefalten als eine 
wesentliche Verschlechterung des Mantels angesehen wür­
den, käme der Tatsache ausschlaggebende Bedeutung zu, 
daß das Gutachten die Faltenbildung in gewissem Sinne 
als erzeugnisbedingt bezeichnet Es wird dazu weiter fest­
gestellt daß die mit den Falten parallel verlaufenden Ab­
nutzungen die Falten noch stärker hervortreten lassen. 
Daraus folgt, daß zwischen dem Mangel der Ware — den
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